
( -

: • t " ." •

pie vergessenen Justizopf~r
..1.'" ." , I

des'Kalten Krieges

ROLF GÖSSNER, Dr. jur., geb. 1948 in Tübingen, ist Rechtsanwalt
und Publizist in Bremen. Seit 1990 arbeitet er als rechtspolitischer
Berater von Bündnis 90IDie Grünen im Niedersächsischen Landtag
sowie von Bündnis 90/ Die Grünen und PDSILL in den Landtagen
der neuen Bundesländer und im Bundestag. Zudem ist er Sachver­
ständiger in Gesetzgebungsverfahren auf Bundes- und auf Länder­
ebene (u. a. zum Stasi-Unterlagen-Gesetz, zu Verfassungsschutz­
und Polizeigesetzen).

Buchveröffentlichungen u. a.: »DerApparat - Ermittlungen in Sa­
chen Polizei«, Köln 1982; »Im Schatt~n des Rechts - Me~oden einer
neuen Geheim-Polizei« Köln 1984, Moskau 1990 (belde zusam­
men mit Uwe Herzog); >;DasAnti-Terror-System - Politische Justiz
im präventiven Sicherheitsstaat«, Hamburg 1991; »Mythos Sicher­
heit - Der hilflose Schrei nach dem starken Staat« (Hg.), Baden­
Baden 1995; »Polizei im Zwielicht- Gerät der Apparat außer Kon­
trolle?« (zusammen mit Oliver Neß), FrankfurtlNewYork 1996.

HEINRICH HANNOVER, Dr. h. c., geb. 1925 in Anklam, seit 1954
Rechtsanwalt in Bremen, vorwiegend als Strafverteidiger und
Rechtsvertreter von Kriegsdienstverweigerern tätig, Verteidiger in
politischen Strafsachen gegen Kommunisten, Demonstranten, so­
genannte Terroristen und Bürger der DDR. Er veröffentlichte neben
Kinderbüchern zahlreiche Publikationen über Politische Justiz, u. a.
»Terroristenprozesse. Erfahrungen und Erkenntnisse eines Strafver­
teidigers« (1991).

Die strafrechtliche Verfolgung von Kommunisten, »Sympathisan­
ten« und unabhängigen Linken in der Bundesrepublik zur Zeit des
Kalten Krieges ist bis heute ein Tabu-Thema. Nur wegen ihrer links­
oppositionellen Betätigung wurden damals Tausende zu Gefängnis­
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Während dieses dunkle Kapitel im vereinten Deutschland voll­
kommen verdrängt und taouisiert wird, gerät die staatsdominierte
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Vorrede zur aktualisierten und erweiterten '..
Neuauflage

Seit der Erstauflage dieses Buches sind fast vier Jahre ver­
gangen. In dieser Zeit hat sich politisch manches bewegt
und entwickelt - sowohl, was die vergessenen Justizopfer
des Kalten Krieges (Teil 1) angeht, als auch, ganz beson­
ders, was die Frage der »Abrechnung mit der DDR-Ge­
schichte« (Teil 2) anbelangt, denn dieses Kapitel ist längst
noch nicht abgeschlossen. Die vorliegende Taschenbuch­
Neuauflage ist entsprechend fortgeschrieben und ergänzt
worden. Vor allem die praktizierte gerichtliche »Aufarbei­
tung« der DDR-Geschichte, das immer wieder auszuma­
chende zweierlei Maß in der deutschen Rechtsprechung
(»Schreibtischtäter-Konstruktion«) sowie die Problematik
der personellen Abrechnung und Säuberung (IM-Bewer­
tung, sogenannte Staatsnähe) wurden bei-der Neubearbei­
tung verstärkt berücksichtigt; außerdem wurde die neuere
Literatur zu diesen Themenbereichen in die Literaturaus­
wahl aufgenommen. Teil 2 wurde aber nicht neu geschrieben,
sondern in Aufbau und Tenor im wesentlichen beibehalten ­
lediglich notwendige Aktualisierungen und Ergänzungen
sind erfolgt sowie gelegentlicheAkzentverschiebungen und
Ausdifferenzierungen.

Durch die Erstausgabe des vorliegenden Buches ist seit
1994 einiges inspiriert und »angeschoben« worden: So
fanden - insbesondere zum 1. Teil - zahlreiche politische
Informationsveranstaltungen im gesamten Bundesgebiet
statt, bei denen mir wieder schmerzlich bewußt geworden
ist, wie wenig bekannt, wie stark verdrängt das Kapitel
Politischer Justiz in den ersten beiden Jahrzehnten der
Bundesrepublik ist. Des weiteren sind Parlamentsinitiati­
ven auf den Weg gebracht worden, zahlreiche Zeitungsauf­
sätze erschienen sowie mehr als 30 Rezensionen, I mehrere
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Politische Justiz und ihre Opfer
Die justitielle Praxis der Kommunistenverfolgung

Die Politische Justiz mobilisierte ... die in der Tradition des
Faschismus bestehenden autoritären Tendenzen. Denn sie
beließ die Auseinandersetzung mit einer linken Oppositions_
partei nicht auf der Ebene der freien politischen Diskussion
sondern entschied sie auf der Ebene staatlicher Machtpolitik:
Durch die Kriminalisierung und Illegalisierung wurden die
Kommunisten aus dem normalen Zusammenhang der politi­
schen Auseinandersetzung ausgeschlossen.

Alexander von Brünneck258

Im Gegensatz etwa zu manchen Richtern in England oder
Amerika hat sich der deutsche Richter kaumje in erster Linie
als Verteidiger der bürgerlichen Freiheiten gegen die Obrig­
keit und die privilegierten Schichten gefühlt. Er war stets in
allem Diener des Königs oder des Staates: in dubio pro aucto­
ritate.

Ossip K. Flechtheim259

Die Deutschenjenseits der Zonengrenze würden es nicht ver­
stehen, wenn in Westdeutschland ein Staatsfeind mit unange­
messener Milde behandelt würde, der durch seine Tätigkeit
gegen die freiheitliche Ordnung Westdeutschlands zugleich
das ostzonale Terrorsystem in seiner Stellung gegen die ost­
zonale Bevölkerung unterstützt hat.

Staatsschutzkammerdes Landgerichts Lüneburg 1957260

Nach der schlimmen Erfahrung mit der NS-Justiz hätte man
in der neuen Bundesrepublik eigentlich von der Richter­
schaft in politischen Verfahren erwarten dürfen, daß sie sich
der erneuten legislativen Auflösung des Tatbestandsstraf­
rechts in politische GeneralklauseIn mit Entschiedenheit
widersetzen und im Wege einengenderAuslegung die nötige
Bestimmtheit wenigstens anstreben würde. Doch weit ge­
fehlt: Die in ihrer Mehrheit NS-belasteten beziehungsweise
nazistisch geprägten Staatsanwälte und Richter der neuge­
schaffenen politischen Sondergerichtsbarkeit blieben ihrer
staatsfixierten und -autoritären Einstellung treu und mach-
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n sich routiniert an die extensive Auslegung der ohnehin
te h b .
vagen Staats~c utz ~stlIn~unge~. .. ..

Dabei erreIchte, Wie bereIts erlautert, das Funf-l?roschu­
ren-Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) vom 8. April
1952 als erstes Kommunisten-Grundsatzurteil erhebliche
Langzeitwirkung. Es prägte nachhaltig die weiteren Kom­
ll1unistenprozesse. Nach einigen Hochverrats- und mehre­
ren Landesverratsprozessen lag das Hauptgewicht dieser
Sltafverfalrren in dem Vorwurf der Tätigkeit in einer »ver­
fas ungsverräterischen Vereinigung«, einer »verbotenen
Vereinigung«, einer »kriminellen Vereinigung« oder/und
in dem Vorwurf der »Geheimbündelei«. In vielen Fällen
führte die Feststellung einer »staatsgefahrdenden« bezie­
hungsweise »verfassungsverräterischen« Absicht zu erheb­
lichen Strafverschärfungen, denn diese subjektive »Ab­
sicht« machte aus einem bloßen Vergehen ein Verbrechen
(' 94 StGB). Damit wurde die bloße Mitgliedschaft in einer
inkriminierten Organisation zu einem Verbrechen hochge­
stuft, ohne daß irgendein individueller Verstoß gegen eine
allgemeine Strafnorm vorlag. Mit dem Vorwurf der staats­
gefährdenden Absicht, der praktisch alle Kommunisten
traf, »entwickelte sich die Rechtsprechung in politischen
Verfalrren zum Gesinnungsstrafrecht«, wie der Strafvertei­
diger Diether Posser feststellt. 261 Und so kam es, daß die
einen für etwas bestraft wurden, weil sie Kommunisten
waren, Nichtkommunisten jedoch in der Regel nicht, auch
wenn sie genau das gleiche getan hatten.

Die unterschiedlichen Ebenen der Politischen Justiz

Seit 1951 sind eine Reihe von politischen Organisationen
verboten worden - unter ihnen der Rat der Vereinigung der
Verfolgten des Naziregimes (VVN). Auf Antrag der Bun­
desregierung sollte das Bundesverwaltungsgericht über
die Verfassungsmäßigkeit der VVN - einer Organisation
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vo~ Widerstandskämpfern - befinden. Die Tücke der Ge_
schichte wollte es, daß ausgerechnet ein ehemaliges Mitglied
von SA und NSDAP als Richter für diese Sache zuständi
war. Der Verbotsantrag und diese makabre KonSlellatio:
führten zu scharfen internationalen Protesten mit Bunderl_
tausenden von Solidaritätsbekundungen. Schließlich sah
das Bundesverwaltungsgericht die rechtlichen Vorau et­
zungen für ein Verbot zwar als gegeben an (wegen Betäti_
gung im Rahmen »kommunistischer« Politik), besann sich
aber auf folgenden Sühnegrundsatz: Die Pflicht, das imFa­
schismus begangene Unrecht wiedergutzumachen, »ver­
langt eine Abwägung, ob gegen eine Organisation von Ver­
folgten ein Verbot mit der damit untrennbar verbundenen
Strafsanktion erlassen werden darf«.262 Eine solche Abwä­
gung habe die Bundesregierung bei Antragstellung vemlis­
sen lassen. Damit unterblieb ein Verbot der VVN.

Diese Entscheidung blieb indes eine Ausnahme. Allein
in den Jahren 1951 bis 1958 ergingen insgesamt achtzig Ver­
bote gegen sogenannte kommunistische Massen- und
Bündnisorganisationen,263 die nicht dem Parteienprivileg des
Art. 21 Grundgesetz unterlagen. Darunter befanden ich
der Kommunistische Jugendverband, der Hauptausschuß
für Volksbefragung, die Gesellschaft für Deutsch-Sowjeti­
sche Freundschaft, der Demokratische Frauenbund Deutsch­
lands (DFD), die Nationale Front, der Westdeutsche Flücht­
lingskongreß, der Zentralrat zum Schutz demokratischer
Rechte, die Arbeitsgemeinschaft demokratischer Juristen,
die Sozialistische Aktion und nicht zuletzt die Freie Deut­
sche Jugend (FDJ). 1956 folgte dann die Kommunistische
Partei Deutschlands (KPD). Später wurden noch das Frie­
denskomitee, der Demokratische Kulturbund und die Zen­
trale Arbeitsgemeinschaft »Frohe Ferien für alle Kinder«
verboten264 und unabhängige kommunistische Kandidaten
für Landtage oder für den Bundestag verhaftet und mit Ge­
fängnis bestraft. Die von der Verfassung garantierte Ver­
einigungsfreiheit wurde mit diesen Verboten, ebenso wie
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da Wahlrecht und das Gleichbehandlungsgebot, praktisch
usgebebelt. Wer sich an solchen Vereinigungen mit ver­

:a ungswidriger, sprich: kommunistischer Zielsetzung als
Gründer Rädelsführer oder Hintermann beteiligte (§ 90a
StG]3), wurde bestraft, gleichgültig, ob der Täter oder die
Täterinsubjektiv verfassungsfeindliche Ziele verfolgt oder
eigenhändig gegen die Verfassung gerichtete Handlungen
begangen hatte. Wer sich als Kommunist politisch betätigte,
konnle allein deswegen bestraft werden; denn eigentlich
erlaubte Formen der politischen Betätigung wurden dadurch
zur Straftat, daß sie in der Absicht vorgenommen wurden,
die »verfassungsmäßige Ordnung ... zu untergraben« (§ 91
StGB) oder bestimmte»Verfassungsgrundsätze zu beseiti­
gell außer Geltung zu setzen oder zu untergraben« (§§ 90,
92,97, 100dAbs. 2 und 3 StGB)-was Kommunisten gene­
reil unterstellt wurde.

»Bei einer solchen Absicht waren unter anderem strafbar:
Streiks im Öffentlichen Dienst (§ 90 StGB), die Einwir­
kung aufAngehörige des Öffentlichen Dienstes (§ 91 StGB),
die Sammlung von Nachrichten für (kommunistische) In­
stitutionen außerhalb des Geltungsbereichs des Grundge­
setzes oder für eine verbotene Vereinigung innerhalb des
Geltungsbereichs des Grundgesetzes (§ 92 StGB), die Auf­
nahme von Beziehungen zu (kommunistischen) Institutio­
nen außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes
(§ 100d Abs. 2 StGB) sowie die Aufstellung falscher Be­
hauptungen (§ 100d Abs. 3 StG8).«265

Neben der systematischen Zerschlagung der politischen
Organisationsebene unterdrückte die Politische Justiz auch
die propagandistische und publizistische Betätigung der
KPD und anderer kommunistischer Organisationen. Verhin­
dert wurden die Herstellung, Einfuhr und Verbreitung von
kommunistischem Schriftgut mit Hilfe der Strafrechtsnor­
men Verunglimpfung (§§ 95 ff.), Beleidigung (§§ 185 ff.),
verfassungsfeindliche Publikation (§ 93), verfassungsver­
räterische Zersetzung (§ 91), seit 1956 mit Hilfe der Formel
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»Zuwiderhandeln gegen das KPD-Verbot«. »Auf diese Wei.
se«, so Alexander von Brünneck, »wurde die KPD weithin
aus dem politischen Bewußtsein der westdeutschen Bevöl_
kerung ausgeblendet.«266 Das Recht auf freie Meinungsäu_
ßerung blieb auf der Strecke.

Darüber hinaus unterdrückte die Politische Justiz nach
Kräften jegliche politischen Kontakte zur DDR: So wurden
DDR-Bürger, die im politischen Auftrag in die BRD reisten,
verhaftet. Bundesbürger, die in die DDR reisten, wurden
dafür ebenfalls strafrechtlich belangt, und zwar mittels der
Strafrechtsnormen verfassungsverräterischer Nachrichten_
dienst (§ 92), verfassungsverräterische Beziehungen (§ lOOd
Abs. 2) und Landesverrat, seit 1956 wurden politische Kon­
takte zur DDR als Zuwiderhandeln gegen das KPD-Verbot
bestraft. Die Freiheitsrechte des Art. 2 Grundgesetz; die all­
gemeine Handlungsfreiheit und die freie Entfaltung der Per­
sönlichkeit, wurden damit für Tausende von Menschen außer
Kraft gesetzt.

Symptomatische Fallgruppen: Die linksgerichtete
Opposition im Visier des Staatsschutzes

Im folgenden sollen zur Illustration einige Fälle geschildert
werden, die die Kriminalisierung der kommunistischen OI­
ganisationsarbeit, linker Bündnispolitik sowie die Verfol­
gung von kommunistischen Meinungsäußerungen undvon
DDR-Kontakten betreffen.

Das »Programm der Nationalen Wiedervereinigung« der
KPD als »hochverräterisches Unternehmen«
Dieses KPD-Programm wurde Ende 1952 verkündet und
führte in den Jahren 1954 bis 1958 zu insgesamt vier Hoch­
verratsprozessen gegen acht Angeklagte, die mit jeweils
hohen Zuchthausstrafen endeten.267 So z. B. gegen den Ab­
geordneten des nordrhein-westfälischen Landtags, lupp
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Angenfort, der trotz seiner Immunität am 12. März 1953 in
Duisburg von der Straße weg in ein Auto gezerrt und ver­
haftet wurde. Nach langer Untersuchungshaft wurde er un­
ter anderem wegen»Vorbereitung eines hochverräterischen
(}ntemehmens« (§ 81 StGB) und wegen »Geheimbünde­
lei« (§ 128 StGB) zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt. Dies
war die höchste Strafe, die im Rahmen der Kommunisten­
verfolgung der 50er und 60er Jahre verhängt worden ist. In
der liberalen Presse fühlte man sich an »böse Beispiele aus
der Ostjustiz« erinnert,268 was sogleich einen Strafantrag
de BGH-Präsidenten wegen Beleidigung zur Folge hatte.
Angenfort wurde angelastet, als Leiter der FDJ-West­
deutschland das Programm der Nationalen Wiedervereini­
gung unterstützt zu haben und damit den »Sturz des Aden­
auer-Regimes« in verfassungswidriger Weise herbeiführen
zu wollen (StE 1/52; BGH-Urteil vom 4. 6. 1955).269 Dem "­
inkriminierten Programm sei die Absicht zu entnehmen,
»Millionen von Menschen des deutschen Volkes zum natio­
nalen Befreiungskampf zu mobilisieren, um die von Mo­
nopolherren und Großgrundbesitzern abhängige Bundes­
regierung zu beseitigen«27o. Die von dem Angeklagten zu
diesem Zweck angestrebten politischen Streiks und Mas­
sendemonstrationen stellten »Gewalt« beziehungsweise
»Drohungen mit Gewalt« im Sinne der §§ 80 ff. Strafge­
setzbuch dar.27I Diese höchstrichterliche Ausdehnung des
strafrechtlichen Gewaltbegriffs brachte Streiks und Demon­
strationen in den Ruch des Hochverrats.

Angenfort wurde 1957 vom Bundespräsidenten mit der
Auflage begnadigt, sich nicht mehr politisch zu betätigen.
J962 wurde er erneut verhaftet und der Gnadenerweis wi­
derrufen, weil Angenfort angeblich an einer Zusammen­
kunft der illegalen KPD teilnehmen wollte. Angenfort
konnte fliehen. 1969 wurde er abermals festgenommen und
mußte zwei Monate Reststrafe verbüßen.272
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DerHauptausschußfür Volksbefragung
als »hochverräterisches Unternehmen«273

Bereits z.u: G~~urtsstunde der Bundesrepublik gab es Pläne
zur Renulltansterung.274 Zu den schärfsten Gegnern,<1:
PI·· h" d· KP UleSerane ge orte te D. Doch die Opposition gegen .
W·d f"t .J' • •• etnete er~u rus ung lonmerte SIch welt über diese Partei hin-
a~s zu emer regelrechten.Bewegung, die zu diesem Thema
eme VolksbefragungsaktIon plante. Ein Hauptausschuß .fü
Volks?~fragun~ und ~ehrereAusschüsse auf Ländereben~
organlSlerten die AktIOn und legten der Bevölkerung d'
Frage vor: »Sind Sie gegen die Remilitarisierung Deutsc~~
lands und für einen Friedensvertrag mit Deutschland im
Jahre 1951?«

Daraufhin verbot das Bundesinnenministerium die Volks­
befragungsausschüsse.275 Die Situation spitzte sich zu al
während einer Friedensdemonstration gegen die Wieder­
bewaffnung das FDJ-Mitglied Philipp Müller in Essen Von
der Polizei erschossen wurde. Mitglieder der Volksbefra­
gungsausschüsse fanden sich bald vor Gericht wieder. Sie
wurden vom Bundesgerichtshof wegen Mitgliedschaft in
ein.er verfassungsfeindlichen und kriminellen Vereinigung
(nut verfassungsverräterischer Absicht) verurteilt. Der
Hauptausschuß habe sich gegen die Bundesregierung ge­
stellt und eine systematische Hetzkampagne gegen sie in­
szeniert. Außerdem sei eine Volksbefragung schon aus ver­
fassungsrechtlichen Gründen unzulässig (obwohl doch jedes
d~moskopische Institut solche Befragungsaktionen" unge­
hmdert durchführen karm). Trotzdem habe derAusschuß be­
scWossen, die Volksbefragung auch gegen den Willen der
Bundesregierung durchzuführen. Tatsächlich haben sich
knapp zehn Millionen Bürgerinnen und Bürger gegen eine
Wiederbewaffnung ausgesprochen.276

Zwar konnte der BGH nicht feststellen, daß die gesamte
Volksbefragungsaktion von der damals noch legalen KPD
gesteuert wurde. Doch eine weite Auslegung der §§ 90a und
129 StGB half hier weiter: Der kriminalpolitische Zweck
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dieser Organisation~~trafnorm~n .ziele nämlich auf verfas­
sungsfeindliche polItIsche Veremt?ungen, der~~ besonde~e
Gefährlichkeit für den Staatgerade m der O~g~sIeru~g.poli-
"scher Macht liege. Das bedeutet: OrganlSlerte polItIsche
~ppositionsarbeitgilt dem BGH.per se als g.e~ährlich.2771m
übrigen, so das Gericht, werde Jede oPPosI~onelle .Bewe-
ung gegen die Wiederbewaffnung und WestmtegratIOn oh­

gehin von Kommunisten gesteuert.278 Der 6. Strafsenat des
~undesgerichtshofswarf den angeklagten Mitglied~rn des
Hauptausschusses vor, »für ein politisches TageszIel, ~~s

man auch für erstrebenswert halten konnte (gegen Re~lt­

tarisierung und für Volksbefragung; R. G.), ohne darmt zu­
gleich die den Kommunisten vorschwebend~~ weiteren
Ziele der vollständigen Umgestaltung des polItIschen und
sozialen Lebens zu bejahen, möglichst breite Volksmassen
zu gewinnen und ihnen auf diese Weise allmählich und un­
merklich auch kommunistische Gedankengänge und Auffas­
sungen nahezubringen und sie dafür zu begeistern«279.

Gegenstand der richterlichen Urteilsfindung ist also
nicht mehr ein erkennbares äußeres Geschehen - etwa das
Eintreten derAngeklagten für Frieden und gegen Remilita­
risierung -, sondern die gedeutete Gesamteinstellung der
Angeklagten. So wird prinzipiell verfassungskonf?rrnes
Verhalten, das schließlich grundrec~tlich geschützt 1St, zu
einer verfassungsfeindlichen Handlung, womöglich mit
verfassungsverräterischerAbsicht.

Hier wurde bereits der Grundstein gelegt für das gericht­
liche Konstrukt der »kommunistischen Tamorganisation«.
Solche Organisationen seien auch dann verfassungsfeind­
lich, wenn ihre Mitglieder die wahren Ziele der Führer
nicht durchschauten. »Damit sah das Auge der Rechtspre­
chung immer tiefer: auch wenn Friedensfreunde, Wiederauf­
rüstungsgegner und Osterrnarschierer ehrlichen und unbe­
einflußten Herzens für ihre Sache marschierten, so konnten
die Richter beim BGH doch kraft tieferer Einsicht entge­
genhalten, in Wirklichkeit seien sie das Werkzeug in der
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Hand der Kommunisten und daher als verfassungsfeindliche
Vereinigung zu verbieten.«28o

Die Freie Deutsche Jugend
als »geheime Untergrundorganisation«
Zu Beginn der 50erJahre stand der größteTeil der politischen
Verfolgung per Strafjustiz im Zusammenhang mit der FDJ
Westdeutschlands, nachdem diese Vereinigung durch Be­
schluß der Bundesregierung vom 26. Juni 1951 gemäß Art. 9
Abs.2 GG für verboten erklärt worden war281 (vom Bun­
desverwaltungsgericht durch unanfechtbares Feststellungs­
urteil vom 15.7. 1954 bestätigt).282 Die PDJ galt seitdem als
»geheime Untergrundorganisation«, als }}verfassungsfeind­
liehe und kriminelle Vereinigung«, die wahlweise ~ wegen
ihrer »Abhängigkeit von der SED« - auf dem Gebiet der
BRD eine »kommunistische Diktatur des Proletariats« er­
richten beziehungsweise »die von den Machthabern der SBZ
erstrebte Ausdehnung ihres kommunistischen Gewaltsy­
stems auf die Bundesrepublik« fördern wolle.283 DerBGH
sah eine akute Gefährdung der verfassungsmäßigen Ord­
nung der Bundesrepublik darin, daß die FDJ eine zwangs­
weise Wiedervereinigung unter dem Vorzeichen des Sozia­
lismus anstrebe.284

Auf das Verbot und die Klassifizierung der FDJ als »ver­
fassungswidrig« beziehen sich zahlreiche Anklagen und
Urteile der Folgezeit: So etwa gegen den Redakteur Wer­
ner Cieslak, den Handelsvertreter und Verlagsangestellten
Josef (Sepp) Mayer und den Journalisten Manfred Kap­
luck, denen leitende Tätigkeiten für die PDJ und damit
»Vorbereitung zum Hochverrat« vorgeworfen wurden. Ihr
Prozeß begann bereits 1952 vor dem Oberlandesgericht
Dortmund und wurde noch fünfzehn Jahre später im Jahre
1967 vor dem Oberlandesgericht Hamm weitergeführt. In
einer Erklärung zum letzten Prozeßabschnitt teilten die An­
geklagten mit: »Ja, wir traten im Rahmen der FDJ gegen
die Remilitarisierung auf. Wir verurteilten den Eintritt in die
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NATO als einen den Frieden gefährdenden und die Spal­
tung vertiefenden Schritt. Wir wandten uns gegen den be­
ginnenden Abbau demokratischer Rechte und Freiheiten.
Wir forderten eine Politik, die, auf die Sicherung des Frie­
dens gerichtet, eine Entspannung und eine Verständigung
zwischen beiden deutschen Staaten herbeiführen sollte.«

Auch in diesem Verfahren ging es also nicht etwa um den
Vorwurf gewalttätigen Handeins, sondern nur um die >}fal­
sche« politische Gesinnungsrichtung. Die Beschuldigten
wurden insgesamt achtmal verhaftet. Wiederholt erfolgten
Hausdurchsuchungen. Mehr als hundert Personen wurden
im Zusammenhang mit diesem Fall polizeilich oder gericht­
lieh vernommen. Cieslak und Mayer saßen für ihre politi­
sche Überzeugung und Tätigkeit mehr als zwei Jahre in
Untersuchungshaft, Kapluck acht Monate.285 Erst nach der
Strafrechtsreform von 1968 wurden sie außer Strafverfol­
gung gesetzt.286

Im April 1958 wurde derArbeiter Albert Wolf aus Essen,
der sich besonders in der Gewerkschaftsjugend engagierte,
vom Landgericht Dortmund zu einer Gefängnisstrafe von
neun Monaten mit Bewährung verurteilt.287 Ihm wurde unter
anderem »Geheimbündelei« und Mitgliedschaft in einer
»kriminellen Vereinigung« -der PDJ - mit strafverschärfen­
der }}verfassungsverräterischer Absicht« zur Last gelegt.

Es hat immer wieder etwas Erhellendes, sich die damali­
gen Urteilsgründe zu Gemüte zu führen: »In der Folgezeit
entfalteten der Angeklagte und seine Mitarbeiter eine rege
Tätigkeit unter den Jungbergarbeitern. Man versuchte mit
der Parole }Erst Sicherheit, dann Kohle!< Umuhe zu stiften
sowie die jungen Menschen zu übertriebenen Lohnforde­
rungen aufzustacheln. Die Folge dieser Wühlarbeit waren
mehrere Streiks im Raume Mülheim-Ruhr, Oberhausen
und Essen. Wie weit der Angeklagte auf diese Ausschrei­
tungen Einfluß genommen hat, konnte im Verlaufe dieses
Verfahrens nicht geklärt werden.« Mit Parolen Unruhe stif­
ten, die zu wilden Streiks führen, die dann umstandlos als
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»Ausschreitungen« qualifiziert werden - da kann die b10.ße
-:r:atsache, daß derAngeklagte bis zum Verbot der KPD »auf
emer großen Anzahl von öffentlichen KP-Veranstaltungen
und Ver~ammlungen beobachtet« worden ist, natürlich aUch
zum weIteren Verhängnis werden.

Es ~am im Zusammenhang mit dem FDJ-Vorwurf aUCh
zu etlIchen Massenprozessen, in denen junge Menschen.
teilweise unter achtzehn Jahren, zu harten Strafen verur_
teilt wurden - in der Regel zwischen ein und zwei Jabren
Gefängnis. So etwa in einem Prozeß gegen fünfundzwati_
zig Jugendliche aus dem Recklinghausener Raum vor dem
Landge?c.ht Do~mund »wegen Staatsgefährdung pp.«
(31. MaI bIS 7. JulI 1954);288 und vordem Landgericht Lüne­
burg, wo sich gleich ganze Ortsgruppen mit zehn, zwanzig
und mehr Jugendlichen wiederfanden. Allein im Jahr 1953
kam es in Niedersachsen zu drei Gruppenprozessen gegen
Mitglieder der FDJ-Gruppen Stadhagen, WustrowlKreis Lü­
chow und Hildesheim.289

Der Bundesgerichtshof bestätigte ein Urteil gegen einen
jungen Mann, der noch nicht einmal Mitglied der FDJ war:
Trotzdem war er wegen des Verbrechens der »Beihilfe zur
Geheimbündelei in verfassungsverräterischer Absicht« ver­
urteilt worden. Ihm wurde zum Verhängnis, daß er sich an
mehreren Tagen einige Stunden zurAuskunftserteilung und
zur Entgegennahme von Anmeldungen für das von der FDJ
veranstaltete 11. Deutschlandtreffen an Pfingsten 1954 be­
reit gehalten hatte - im übrigen sei überhaupt kein Interes­
sent erschienen.290

Veifahren wegen Betätigung in sogenannten
Tarnorganisationen

Nach dem Verbot der FDJ wurden auch Prozesse geführt, die
auf dem Vorwurf beruhten, mit einer bestimmten Vereini­
gung sei eine Tarn- oder Ersatzorganisation für die verbo­
tene FDJ bezweckt: so etwa mit dem »Deutschen Jugend­
ring« (DJR). In dem Verfahren »wegen Geheimbündelei«
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egen die DJR-Instrukteurin und Leiterin des Kreisfrauen­
;usschusses des DGB in Moers, Ros~marie .Sti~el, kam
das Landgericht Dortmund am 10. Jum 1958 m semer Ur­
leilsbegJündung zu folgenden Einsichten:291 Obwohl der
DJR nicht verboten war und legal in Westdeutschland ar­
roeitete, wurde Rosemarie Stiffel zum Vorwurf gemacht,
daß das Schwergewicht ihrer Arbeit in der Aufgabe bestan­
deo habe, »Mitglieder der Gewerkschaftsjugend im Sinne
des DJR zu beeinflussen und dem DJR zuzuführen«. Sie
habe auch eine Veranstaltung für Jugendliche organisiert,
auf der eine »nicht ermittelte Person aus der Sowjetunion
über den Rapacki-Plan« geredet habe. Im übrigen habe die
Angeklagte »fast regelmäßig« an den Tagungen ~es Deut­
schen Jugendrings in Ostberlin oder in der SBZ teIlgenom­
men. Ihre Tätigkeit habe erst mit ihrer Festnahme am 7. Mai
1958 ein Ende gefunden, nachdem der »Haftbefehl der
Kammer vom 17. März 1958 ... zunächst nicht vollstreckt
werden (konnte), weil die Angeklagte ständig im Dienst
des Deutschen Jugendringes unterwegs war ... «. Eine we­
s~ntlicheAufgabe des DJR sei es, so stellte das Gericht fest,
»getarnt als >Organ zur Förderung der Zusammenarbeit
und Verständigung der deutschen Jugend und zur Verwirk­
lichung ihrer Lebensrechte< die Gewerkschaftsjugend in
der Bundesrepublik zu unterwandern und auf diese Weise
den Bestrebungen der SED, nämlich die freiheitlich-demo­
kratische Ordnung der Bundesrepublik zu zerstören und
das kommunistische Herrschaftssystem unter Beseitigung
des Grundgesetzes auf das Bundesgebiet zu übertragen,
den Weg zu bereiten«. Diese »wahren Zwecke« würden in
den Satzungen des DJR »bewußt verschleiert«. Dort sei die
Rede von»Verständigung der Deutschen«, »Zusammen­
arbeit der Jugend, um ein glückliches Leben und eine fried­
liche Zukunft für die ganze. deutsche Jugend herbeizu­
führen«, von»Verwirklichung der Grundrechte der jungen
Generation, für die Wahrung der demokratischen Rechte
der Jugend und ihrer sozialen und kulturellen Interessen«,
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von»friedlicher Lösung der deutschen Frage«, »Schaffu
eines einheitlichen, demokratischen und friedliebend~~
Deutschlands« und von »freundschaftlichen Beziehunge
zur Jugend aller Länder«. Der DJR wende sich darüber hin~
aus »entschieden gegen jeglicheVölker- und Rassenhetze«
sowie »gegen Militarismus und Faschismus und gegen die
Kräfte, die unter Ausnutzung ihrer wirtschaftlichen Macht
eine restaurative Entwicklung mit Nachdruck betreiben«

Alles höchst verdächtig, zumal die Angeklagte früher Mit~
glied der mittlerweile verbotenen FDJ war und »sich seit
Jahren zur kommunistischen Weltanschauung« bekenne.
Die Angeklagte wurde als »Rädelsführerin« einer »verfas­
sungsfeindlichen und kriminellen Vereinigung« und we­
gen »Geheimbündelei« mit »verfassungsfeindlicher Ab­
sicht« zu einem Jahr und sieben Monaten Freiheitsstrafe
verurteilt. Für die Dauer von vier Jahren durfte sie keine öf­
fentlichen Ämter bekleiden und verlor das Wahl- und Stimm­
recht und die Wählbarkeit. Zugunsten der Angeklagten
wurde berücksichtigt, daß sie bisher unbestraft war; er­
schwerend gewertet wurde, »daß die Angeklagte nach dem
Gesamteindruck, den sie in der Hauptverhandlung hinter­
ließ, ihrer Persönlichkeit nach ~als äußerst gefährlich er­
scheint«.

Ähnlich verfuhr das Landgericht Koblenz in einem Ver­
fahren gegen Mitglieder des Demokratischen Frauenbun­
des Deutschlands (DFD).292 Der vom Gericht festgestellte
Charakter einer »Geheimorganisation im Sinne des § 128
StGB« und seine Verfassungsfeindlichkeit konnte wiederum
nicht dem DFD-Programm oder Statut direkt entnommen
werden: »an keiner Stelle«, monierte das Gericht, erscheine
»das Wort >sozialistisch< oder gar >kommunistisch<. Diese
Begriffe sind ersetzt worden durch >antifaschistisch, de­
mokratisch«<. Eine perfekte Tarnung!

Weiter heißt es in dem Urteil vom 30. November 1960:
»Es werden in diesem, für Gesamtdeutschland aufgestell­
ten Programm Idealziele hervorgehoben, denen sich im
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esentlichen jede Frau ungeachtet ihrer politischen Ein­
~ellung verschreiben kann, wie: >~lüc~ für unsere ~n­
der! <>Wahrung des Friedens!~, >VerwITkll~hung der GleIch­
berechtigung! «< und so weIter. Aber, Jetzt kommt der
pferdefuß: »Solche, das frauliche Em~~nden ansprechende
parolen, die den Anschein überparteIlIcher und ~urchaus

honoriger Bestrebungen erwecken sollen, waren I~dessen

nur Vorspann und Aushängeschild zur Schaffung ewer von
der KP gesteuerten Massenorganisation.«

Die fünf angeklagten Frauen wurden verurteilt; zu ihren
Gunsten hat das Gericht berücksichtigt, »daß es sich bei ih­
nen durchweg um achtbare Frauen handelt«; hinzu komme,
daß die Angeklagten »offensichtlich nicht persönlicher Vor­
teile wegen, sondern als Überzeugungstäterinnen mit den
Gesetzen in Konflikt geraten sind«.

Auch Mitglieder der Gesellschaft für Deutsch-Sowjeti­
sche Freundschaft wurden als Rädelsführer in einer krimi­
nellen Vereinigung und wegen Geheimbündelei zum Teil
zu hohen Freiheitsstrafen verurteilt, obwohl die Gesellschaft
zum Zeitpunkt ihrer Tätigkeit nicht verboten war. Die Qua­
lifizierung als Geheimbund wurde vom BGH damit begrün­
det, daß die Gesellschaft neben den nach außen erklärten
Zielen (Pflege des Kulturgutes etc.) noch das hintergrün­
dige Ziel angestrebt habe, den Boden für eine kommunisti­
sche Gesellschaftsordnung vorzubereiten. Und dies habe sie,
die ansonsten in aller Öffentlichkeit arbeitete, der Bevölke­
rung bewußt verschwiegen.293

Auch Mitglieder des»Westdeutschen Friedenskomitees«
wurden wegen Rädelsführerschaft in einer verfassungsfeind­
lichen Vereinigung zu Gefängnisstrafen verurteilt. Im Frie­
denskomitee, das sich als Teil der Weltfriedensbewegung
begriff, arbeiteten Pazifisten und Kommunisten zusammen.
Das Komitee vertrat keine spezifisch kommunistische Poli­
tik, sondern kritisierte in relativ moderater Weise die Wieder­
aufrüstung der Bundesrepublik. Gleichwohl wurde es als
»kommunistische Tarnorganisation« eingestuft und die lei-
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tenden Persönlichkeiten vom Landgericht Düsseldorf ver­
urteilt.294

Prozeßbetreuung und kollektive Verteidigung
als veifassungsfeindliche Handlungen
Im Jahre 1955 wurden Mitarbeiter der FDJ-Abteilung »Pro­
zeßbetreuung« vom Bundesgerichtshof verurteilt:295 Ihr
oberstes Ziel, so die Begründung, sei es gewesen, in Verfah­
ren gegen FDJ-Angehörige ein für die FDJ günstiges Pro­
zeßergebnis herbeizuführen. Dies habe dazu geführt, daß die
Beschuldigten zu einem einheitlichen Aussageverhalten
veraniaßt, die Verteidiger zu einer einheitlichen Verteidi­
gungsstrategie angeleitet, Zeugen bearbeitet und die befaß­
ten Gerichte durch Protest- und Solidaritätsaktionen beein­
flußt worden seien. Zwar konnte keiner der Vorwürfe im
strafrechtlichen Sinne bewiesen werden, doch, so der BGH,
die Organisierung einer »Justizkampagne« sei schon per se
verfassungsfeindlicher Natur, weil sie eine unmittelbare
Prozeßeinwirkung darstelle und damit die»Unabhängigkeit
der Justiz« angetastet werde. Damit sei die Prozeßbetreu­
ungsabteilung der FDJ eine verfassungsverräterische und
kriminelle Vereinigung (§§ 90a, 129 StGB) und ihre Mit­
arbeiter seien deshalb zu bestrafen. Diese Organisations­
strafnormen erübrigten, so die Quintessenz des Urteils,jeg­
lichen Nachweis einer strafbaren Handlung: denn die
Einzelhandlungen der Betroffenen waren samt und sonders
berechtigt und zulässig.

Eine ganz ähnliche Entscheidung erging gegen Mitglie­
der des »Zentralrats zum Schutze demokratischer Rechte
und zur Verteidigung deutscher Patrioten«, der ebenfalls
Opfer der Politischen Justiz betreute und»Verteidigerko­
mitees« bildete.296 Der BGH sah im Zentralrat eine »kom­
munistische Tarnorganisation«. Auch Mitgliedern der »Ar­
beitsgemeinschaft Demokratischer Juristen« wurde zum
Verhängnis, daß sie nach Ansicht des BGH »auf dem Ge­
biet der Rechtsprechung zersetzend wirken« und »durch
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die Erschütterung des Vertrauens in die Rechtspflege die
Ausdehnung des kommunistischen Herrschaftssystems auf
die Bundesrepublik« vorbereiteten.297

Aus den BGH-Urteilen gegen die »Deutschen Arbeiter­
komitees« (9: 3. 1955) und gegen die »Sozialistische Ak­
tion« (4.6.1956),298 in der (ehemalige) SPD-Mitglieder
und Kommunisten organisiert waren, läßt sich der Grund­
satz ableiten, »daß Vereinigungen, die in irgendeiner Bezie­
hung zu Kommunisten standen, verfassungsfeindlich und
kriminell seien, unabhängig davon, welche Einzelziele sie
verfolgten und welche Gefährdung sie darstellen«.299

Kriminalisierung von DDR-Kontakten: Frohe Ferienfür alle
Kinder bei Strafe verboten
Elfriede Kautz und Gertrud Schröter wurden 1961 wegen
»landesverräterischer Beziehungen«, »staatsgefährdendem
Nachrichtendienst« und »Rädelsführerschaft bei der För­
derung einer verfassungsfeindlichen Organisation« zu einem
Jahr Gefängnis ohne Bewährung und zu fünf Jahren Ehrver­
lust verurteilt. Sie hatten als Mitarbeiterinnen der Zentralen
Arbeitsgemeinschaft »Frohe Ferien für alle Kinder« (ZAG)
Fahrten in die DDR organisiert und zu diesem Zweck den
DDR-Behörden (selbstverständlich) die Personalien der
reisenden Kinder mitgeteilt. Die ZAG, die jahrelang (seit
1954) in aller Öffentlichkeit ihren preiswerten Feriendienst
für Zehntausende Kinder aus sozial schwachen Familien
organisierte, wurde kurz vor der Verurteilung von Kautz und
Schröter und weiteren ZAG-Mitarbeitern verboten und auf­
gelöst (wegen Verstoßes gegen das KPD-Verbot). Dabei war
es kein Geheimnis, daß die DDR den Aufenthalt der Kinder
bezahlte. Die Bundesbahn stellte jahrelang sogar Son­
derzüge bereit. Trotzdem kam es zurVerurteilung der Orga­
nisatorinnen dieses absolut friedlichen, eigentlich förde­
rungswürdigen Unternehmens.30o

Im Urteil wurde den Angeklagten vorgeworfen, sie hät­
ten mit ihrer Arbeit die betreuten Kinder politisch beein-
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flußt. Wie, das »belegt« das Gericht anband zahlreicherTage­
buchberichte der Kinder. Beispiel: »An einem Nachmittag
besuchten uns sowjetische Freunde, die mit uns Fußbal1
spielten und auf der Freilichtbühne Soldatentänze durch­
führten. Erst hatte ich ein bißehen Angst, als ich hörte, daß
die Russen zu uns kommen, aber diese Angst verging bald,
denn sie waren einfach prima.«301

So geht das über mehr als 150 Seiten, schreibt der frühere
Panorama-Journalist Lutz Lehmann in seinem Buch »Le­
gal & opportun« (1966): »Äußerungen der Kinder gegen
Wildwest-Romane, über ein Fest mit der Volkspolizei, ge­
gen die Großgrundbesitzer, über den Start sowjetischer
Raumraketen ... Äußerungen gegen die Atombewaffnung
und über soziale und kulturelle Einrichtungen in der DDR
dienen dem Gericht zum Beweis für die Folgen des verderb­
lichen Einflusses, dem die Kinder in ihren Ferienreisen
ausgesetzt waren« (S. 232). .

Doch das ist längst nicht alles, wie sicp aus dem Urteil
ergibt: »Daß man sich bei dieser politischen Arbeit auch
der Tarnung bediente, ergab die Gründung eines Briefmar­
kenaustauschzirkels, bei dem es nach der Feststellung des
Gerichts keineswegs um die Erleichterung des Briefmar­
kenaustauschs ging, sondern darum, das Interesse der Kin­
der am Briefmarkentausch dazu zu mißbrauchen, sie poli­
tisch zu infiltrieren.« Wie diese Infiltration erfolgt sein
soll, darüber schwieg sich das Gericht aus. Zum Schluß des
Urteils hielt das Gericht den Angeklagten noch zugute, daß
sie »neben ihrer gefährlichen politischen Arbeit doch im
Rahmen der Kinderbetreuung auch Gutes« gestiftet hätten.

»Die merkwürdigen Ausführungen des Gerichts über die
politische Beeinflussung von Kindern, die es schon daran
erkennen zu können glaubt, daß diese Kinder die Russen
für Menschen und den Krieg für verwerflich halten« (Lutz
Lehmann); sind nicht auf die Angeklagten Kautz und
Schröter beschränkt geblieben. Ebenfalls vom Landgericht
Lüneburg verurteilt wurden 1961 in diesem Zusammen-
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hang: Johanna M. aus Hildesheim und Wernet M. aus Han­
nover zu je neun Monaten Gefängnis, Ilse K. und Renate R.
ausPeine, Erna N. aus Bad Grund, Mimi Sch. aus Wolfs­
burg, Anni J. aus Walsrode, Dora St., Hedwig S. und Herta
G. aus Hannover zuje sechs bis acht Monaten Gefängnis.
Im Jahr 1963 trafes Lore J. und Viktoria K. vor dem Landge­
richt Dortmund mit je neun Monaten und Else F. mit sieben
Monaten Gefängnis (Urteil vom 9. Dezember 1963).

In einer Erklärung der Betroffenen vom 30. Mai 1964
heißt es: »Alle ... fühlten sich zu dieser fürsorgerischen
Tätigkeit verpflichtet, weil es in der Bundesrepublik leider
bisher versäumt wurde, ausreichende Ferienplätze für un­
sere Schulkinder zu schaffen.«

Diether Posser bewertet diesen unglaublichen Fall der
Kriminalisierung von sozialer Arbeit als »unzulässige
Rechtsausübung des Staates«, weil »man sieben Jahre lang
die späteren Angeklagten mit preisverbilligten Sonderzü­
gen der Bundesbahn mit Tausenden von Kindern zu Ferien­
aufenthalten in die DDR reisen ließ, um sie nachträglich
eben wegen dieser Tätigkeit zu bestrafen«. Recht~staatliches
Strafrecht erfordere Klarheit darüber, wo die Grenzen des
strafbaren Tuns beginnen. Und diese Klarheit, dieVorherseh­
barkeit der strafrechtlichen Folgen, war schlicht nicht ge­
geben.302

Wie lautete noch die heuchlerische Parole vom »Schick­
sal unserer Brüder und Schwestern in der Zone«? Doch
statt politische Beziehungen aufzubauen, wurden sie mit
Hilfe des politischen Strafrechts (§ 100d Abs. 2 landesver­
räterische Beziehungen oder § 100e landesverräterischer
Nachrichtendienst) zwei Jahrzehnte lang systematisch kri­
minalisiert und erstickt. Viele Bundesdeutsche, die Kontakt
zur DDR suchten oder aufnahmen, um das propagandi­
stisch verzerrte »Ostzonen«-Bild möglicherweise zu korri­
gieren, gerieten in die Mühlen der westdeutschen Kalte­
Kriegs-Justiz.303
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Veifolgung kommunistische~Meinungsäußerungen
In diesem Bereich richtete sich die strafrechtliche Verfolgung
in erster Linie gegen die kommunistische Presse, ihre Her­
steller und Verteiler, aber auch gegen Filme und mündliche
Äußerungen. So konnten auch politische Reden von Kom­
munisten, selbst Stammtischgespräche und eine Trauerrede
am Grab eines verstorbenen Kommunisten strafbar sein.304

Gegen kommunistische Herausgeber, Redakteure und Jour­
nalisten wurden zum Teil langjährige Berufsverbote ver­
hängt; inkriminierte Literatur wurde verboten und massen­
weise entschädigungslos eingezogen.

Nach dem KPD-Verbot rückten sogenannte kommuni­
stische Tarnzeitungen ins Visier der Staatsschützer. Auf
Publikationen aus der DDR hatten sie es besonders abgese­
hen: »Aufgrund einer meist im einzelnen nicht näher be­
gründeten Konstruktion galt als verfassungsfeindlich im
Sinne des § 93 StGB die gesamte in der DDR erscheinende
Publizistik ... «; auch sowjetische Zeitschriften fielen dar­
unter.305 Selbst (Post-)Empfänger solcher Publikationen
konnten bestraft werden, auch wenn sie sie nicht bestellt
hatten, aber ihren Inhalt billigten. Post aus der DDR wurde
regelmäßig kontrolliert: Zeitweilig wurden monatlich über
eine Million Sendungen »angehalten«.306

Nur zwei Beispiele aus einer Unzahl von Fällen:307 Der
Strafverteidiger Heinrich Hannover berichtet von dem Fall
eines nichtkommunistischen Verlegers, den er verteidigte:
Dieser Verleger, der auf evangelisches Schrifttum speziali­
siert war, hatte unter anderem eine Rede des DDR-Staats­
ratsvorsitzenden Walter Ulbricht im Wortlaut publiziert.
»Eine zulässige Dokumentation«, fragt Hannover, »die vom
Grundrecht der Informationsfreiheit gedeckt war? Nein,
nein, der Mann wurde mit Billigung des Bundesgerichtshofs
wegen Verbreitung >verfassungsverräterischer Publikatio­
nen< verurteilt.«

Als »verfassungsverräterische Publikation« galt dem
Landgericht Düsseldorf auch eine Druckschrift mit dem
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Titel »Der Sozialismus siegt«, die die damals Angeklagten
verteilt haben sollen. »Durch die Lektüre dieser Schrif­
ten«, urteilten die Richter, »soll bei der Bevölkerung der
Eindruck erweckt werden, daß die Einführung des sowjet­
zonalen Systems in die Bundesrepublik ein erstrebenswertes
Ziel sei. Auf diese Weise soll die verfassungsmäßige Ord­
nung der Bundesrepublik untergraben, die Bereitschaft zu
ihrer Verteidigung geschwächt und damit der Boden zur
Errichtung einer kommunistischen Diktatur bereitet wer­
den.«308 Abgesehen von der hanebüchenen Argumentation ­
es kam bekanntlich ganz anders: ein Verdienst des Düssel­
dorfer Landgerichts?

Auch das Landgericht Dortmund wußte virtuos mit dem
Art. 5 des Grundgesetzes umzugehen. In einem Urteil vom
13. November 1964 führt es aus, die Berufung des angeklag­
ten Bergmanns Clemens Kraienhorst aufdas Recht der freien
Meinungsäußerung sei verfehlt: 309

»Die Berufung des Angeklagten Kraienhorst auf das
Recht der freien Meinungsäußerung ist in diesem Zusam­
menhang verfehlt. Zwar stand und steht dem Angeklagten
Kraienhorst wie jedermann das in Artikel 5 des Grundge­
setzes umschriebene Grundrecht der freien Meinungsäuße­
rung zu. Dieses Recht ist, wie das Bundesverfassungsgericht
hervorgehoben hat, für die freiheitliche demokratische
Staatsordnung schlechthin wesensbegründend, weil es erst
die ständige geistige Auseinandersetzung, den Kampf der
Meinungen ermöglicht, der das Lebenselement dieser
Staatsordnung ist. Kritik an der Politik, welche die jewei­
lige Regierung der Bundesrepublik für richtig hält, ist im­
mer zulässig. Für sich allein erfüllt politische Kritik nie­
mals einen Straftatbestand, mag sie auch hart und scharf
und, wie dies bei politischer Polemik leicht unterläuft, of­
fenkundig unberechtigt sein. Insbesondere ist es nicht ent­
scheidend, ob >unsachliche und uneinsichtige Kritik geübt
worden ist< (vgl. BGHNJW 1964, 1481 ff. [1483]). Artikel 5
des Grundgesetzes deckt jedoch nicht solche Meinungs-
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äußerungen, die sich als eine bewußte Unterstützung der
verbotenen KPD darstellen. In diesem Sinne aber hat der
Angeklagte Kraienhorst nach der Überzeugung der Straf­
kanirner gehandelt. Nach dem Ergebnis der Beweisauf_
nahme hat sich eine auffallende Übereinstimmung der Ver­
haltensweise des Angeklagten mit der Taktik der illegalen
KPD ergeben, und zwar über einen längeren Zeitraum hin­
weg. Dabei kommt es nicht auf den Wert der einzelnen
Äußerungen des Angeklagten für sich und die Möglichkeit,
daß auch andere Personen oder Organisationen ähnliche
oder gleiche Äußerungen getan haben, an.«

Der SPD-Rechtsexperte Adolf Arndt brachte diese Ent­
wicklung des präventiven Staatsschutzes so auf den Be­
griff: »Was als Schutz unserer Verfassung gedacht war,
wächst sich nach und nach zu einer Bedrohung der Freiheit
aus.«310

: J

'A.
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Überwachen, infiltrieren und manipulieren
Geheimaktionen des Staatsschutzes und exekutive
Verfahrenssteuerung von Kommunistenprozessen311

Einen ganz wesentlichen Faktor zur Beurteilung der Funk­
tionsweise Politischer Justiz gegen Kommunisten stellt der
Einfluß der heimlich arbeitenden Exekutive - des polizeili­
chen Staatsschutzes und der Geheimdienste - auf die Judika­
tive dar. Dieser Einfluß, so zeigt die Geschichte, ist schlicht
konstitutiv für politische Strafverfahren und damit für Poli­
tische Justiz überhaupt. Wie ist die Justiz des neuen »demo­
kratischen Rechtsstaats« Bundesrepublik mit dieser Ein­
flußnahme umgegangen? Haben gesetzliche Vorgaben und
das Verhalten der Gerichte diesen - gemessen an den Prin­
zipien der Gewaltenteilung und des »fairen Verfahrens« ­
systemwidrigen Einfluß eher unterbunden oder eher beför­
dert und schließlich gar legitimiert?

Geheime V-Leute und Lockspitzel des Verfassungsschut­
zes und der Politischen Polizei waren ein zentrales Element
in den Ermittlungen gegen Kommunisten und ihre Vereini­
gungen. Zu Beginn der 60er Jahre stellte der Strafvelteidi­
ger Diether Posser fest: »Einen immer größeren Einfluß
spielen in politischen ~rozessen die V-Leute des Verfas­
sungsschutzamtes oder von Geheimdiensten. Diese >Mit­
arbeiter< werden regelmäßig für ihre Berichte honoriert und
neigen dazu, entweder aufzubauschen oder durch eigenes
aktives Handeln erst die Grundlagen für >besondere Vor­
kommnisse< zu schaffen.«312

Solche geheimdienstlichen und polizeilichen Maßnah­
men gehen weit über die klassische Beobachtung, über die
geheime Informationsbeschaffung, also über staatliche
Überwachung und Kontrolle von Risikopotentialen hinaus.
Es handelt sich vielmehr um systematische Versuche der
Infiltration und der Steuerung sozialer, politischer und orga­
ni'satorischer Prozesse. Ein wesentliches, präventiv orien-
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